
DIE SPITZE

Wechsel 
Warum machen wir so ein
Bohai um die Rente mit 67?
Von wegen, das sei nur eine
verkappte Rentenkürzung,
die Betriebe wollten eh keine
Leute über 50 mehr beschäf-
tigen. »Man muss lernen,
dass es vielleicht Jobs gibt,
die man über 45, 50 Jahre
hinaus nicht machen kann«
und als Älterer mal wech-
seln, sagt unser Bundesar-
beitsminister. Er, Franz Mün-
tefering, würde sich zum Bei-
spiel wünschen, dass sich
5000 Ältere fänden, die sich
intensiv um Hauptschüler
mit schlech ten Aussichten
auf dem Ausbildungsmarkt
küm  mern. Gute Idee. Vor
 allem, weil solche Jobs aus-
baufähig sind: Je mehr Ältere
die Arbeitsplätze besetzt
halten, desto mehr arbeits-
lose Ex-Hauptschüler kön-
nen betreut werden.
Dass man mit über 45, 50
noch was Neues finden
kann, dafür gibt es in der
SPD leuchtende Beispiele:
Zum Beispiel Gazprom-Ma-
nager Gerhard Schröder.
Oder Otto Schily, der mit 74
Jahren im Aufsichtsrat von 2
Biometrie-Firmen sitzt. (Sie
entwickeln Hard- und Soft-
ware für elektronisch lesbare
Ausweise, für die Schily sich
als Innenminister stark ge-
macht hatte). Oder Ex-Ar-
beitsminister und Hartz-Re-
former Wolfgang Clement,
66. Der hat zahlreiche Pos -
ten in der Wirtschaft und
schafft es neben her noch,
Vorsitzender eines Instituts
der Arbeitnehmerüberlas-
sungsfirma Adecco zu sein. 
Na, bitte. Es geht doch. 
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RENTE MIT 67

Gegen die Menschen

Inhalt

»Eine Entscheidung gegen die
Mehrheit der Menschen in diesem
Land«, nannte IG Metall-Vorsitzen-
der Jürgen Peters die Abstimmung
zur Rente mit 67. Der deutsche
Bundestag hat das umstrittene Ge-
setz am 9. März beschlossen. 408
Abgeordnete stimmten für das Ge-
setz, 169 dagegen.

Das Gesetz sieht vor, das Ren-
teneintrittsalter von 2012 an
schrittweise von 65 auf 67 anzuhe-
ben. Damit, kritisierte Peters, wer-
de nicht ein einziges Problem der
Rentenversicherung gelöst. Im Ge-
genteil: Die Anhebung der Regelal-
tersgrenze bestrafe jene, die aus
gesundheitlichen Gründen vorzei-
tig in den Ruhestand gehen müs-
sen. Sie müssten in Zukunft mit
deutlich kleineren Renten leben.

Gewinner dieser Rentenreform
seien vor allen Dingen die Arbeitge-
ber, sagte der IG Metall-Vorsitzen-
de. Denn Rentenkürzungen brem-
sten die Beitragssteigerungen und
davon profitierten in erster Linie
die Arbeitgeber. Den Versicherten

bleibe letztendlich nichts anderes
übrig, als privat vorzusorgen.

Die Gewerkschaften hatten in
den vergangenen Monaten zu Pro-
testen gegen die Pläne der Bundes-
regierung aufgerufen. Mehr als 
300 000 Metaller gingen auf die
Straße. Zuletzt demonstrierte die
IG Metall-Jugend am 9. März vor
der Abstimmung in Berlin.

Die IG Metall hatte zudem Alter-
nativen zur Rente mit 67 vorgelegt.
Statt einer pauschalen Anhebung
des Rentenalters fordert sie, den
Ausstieg aus dem Berufsleben fle-
xibel und sozialverträglich zu ge-
stalten. Jürgen Peters bedauerte,
dass der Gesetzgeber bei seiner
starren Linie geblieben sei.

In einer Frage habe sich die Poli-
tik am Ende auch aufgrund der Pro-
teste doch noch bewegt. Die geför-
derte Altersteilzeit ist noch nicht
endgültig vom Tisch. Die SPD-Frak-
tion denkt über eine Fortsetzung
nach. Wenn entsprechende Ange-
bote vorliegen, werde die IG Metall
ihre Machbarkeit prüfen.

A u t o m o b i l i n d u s t r i e

IG Metall und das Bundesumwelt-
ministerium haben die deutsche
Automobilindustrie aufgefordert,
den CO2-Ausstoß ihrer Fahrzeuge
verstärkt zu reduzieren. »Nachhal-
tige Beschäftigung in der Automo-
bilindustrie wird in den nächsten
Jahren nur möglich sein, wenn wir
Autos bauen, die im Einklang mit
der ökologischen Notwendigkeit
stehen«, mahnte IG Metall-Vorsit-
zender Jürgen Peters in einer ge-
meinsamen Erklärung.

Peters und Umweltminister Sig-
mar Gabriel (SPD) begrüßen darin,
dass die EU-Kommission den CO2-

Ausstoß bis 2012 auf 120 Gramm
je Kilometer festschreiben will.
Beide plädieren für einen CO2-
Grenzwert nach Fahrzeuggrößen.
»Jedes Fahrzeug, ob groß oder
klein, muss seinen Beitrag leis -
ten«, sagte Gabriel.

Umweltminister Gabriel will
selbst auch mithelfen und eine
CO2-basierte Kfz-Steuer ein-
führen. »Sie kann das Kaufverhal-
ten für CO2-arme Fahrzeuge unter-
stützen« und »zusätzliche Nach-
frage nach klimaeffizienter Tech-
nologie« bewirken, heißt es in der
Erklärung. 

Umweltschutz als Chance 
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B u n d e s h a n d w e r k s k o n f e r e n z

»Verlässliche Arbeitsplätze«
direkt gefragt:

Vorsitzende der IG Metall, Berthold
Huber auf der Bundeshandwerks-
konferenz. 

»Größere Einheiten lassen sich
besser betreuen als kleine Einzelbe-
triebe«, sagte Huber. Mit 2 zusätzli-
chen Fachsekretären will die IG Me-
tall ab Mitte 2007 in 10 ausgewähl-
ten Handwerksunternehmen mit
der systematischen Betreuung von
Unternehmensgruppen beginnen.
Ziel ist die Gründung von GBR- und
KBR-Strukturen und eine deutliche
Erhöhung der Mitgliederzahl. 

Der Mitgliederschwund im Hand-
werk ist nahezu gestoppt. In den
letzten 4 Jahren kamen 10 Prozent
der Neuaufnahmen aus dem Be-
reich Handwerk. »Das ist eine er-
freuliche Entwicklung, die Neuauf-
nahmen liegen deutlich über dem
bisherigen Anteil an der Mitglied-
schaft«, bedankte sich der Erste
Vorsitzende Jürgen Peters bei denje-
nigen, die die neuen Mitglieder im
Handwerk geworben haben. 

2

Anlässlich der Bundeshandwerks-
konferenz in Sprockhövel wies Vor-
standsmitglied Wolfgang Rhode
auf die Zunahme von prekärer Ar-
beit im Handwerk hin. So habe sich
der Einsatz von Leiharbeitern seit
dem Jahr 2002 mehr als verdop-
pelt. »Statt Leiharbeit brauchen wir
feste und verlässliche Arbeitsplät-
ze mit guter Bezahlung«, erklärte
Rhode. »Dazu gehört auch eine
bessere Durchsetzungsfähigkeit in
der Tarifpolitik.«

Knapp 6 Prozent der IG Metall-
Mitglieder kommen bisher aus
dem Handwerk. Ein Projekt des IG
Metall-Vorstands soll jetzt die Mit-
gliederpotenziale vor allem in neu
entstandenen Konzernstrukturen
ausschöpfen. Durch den Struktur-
wandel der vergangenen Jahre  sind
große Handwerksunternehmen mit
teilweise mehr als 10 000 Beschäf-
tigten entstanden. »Das ist die Chan-
ce für die IG Metall, im Handwerk
durchzustarten«, erklärte der Zweite

»Anfangs hatten wir bei uns 10 Leiharbeitnehmer als
Puffer für Produktionsspitzen. Als die Zahl auf 40 stieg,
sahen wir als Betriebsrat akuten Handlungsbedarf und
erklärten gegenüber der Unternehmensleitung, dass
das  so nicht weitergeht. Wir verhandeln jetzt über eine
Betriebsvereinbarung, um die Zahl der Leiharbeiter
über eine Quote von maximal 20 Prozent zu regeln.
Außerdem wollen wir die Bedingungen für die Leihar-
beitnehmer verbessern. So soll der Einsatz eines Zeit-
arbeitnehmers auf ein halbes Jahr beschränkt werden,
danach muss er eingestellt werden.«
Markus May, Betriebsratsvorsitzender König MTM, Wertheim

»Bei uns wurde ein Leiharbeiter als Krankheitsvertre-
tung eingesetzt. Im Gespräch mit ihm stellte sich her-
aus, dass er nach dem Zeitarbeitstarif Ost der ›CGM‹
entlohnt wurde, das heißt ein Drittel weniger als die
Stammbelegschaft bekommt. Zudem war er zu niedrig
eingruppiert und offensichtlich unterentlohnt. Wir als
Betriebsrat haben gesagt, dass wir das nicht mitma-
chen. Ich halte es für den besten Weg, Zeitarbeit abzu-
lehnen. Man muss auch mal nein sagen können.«

Michael König, Betriebsratsvorsitzender, Hellmers GmbH
Fahrzeugbau, Wittstock-Dosse

»Unsere Firma stellt Messestände und Innenausbau
her. Zu Messezeiten haben wir bis zu 130 Leiharbeiter,
das ist das Vierfache der Stammbelegschaft. Unser
Chef denkt laut drüber nach, Leiharbeiter demnächst
auch an die CNC-Maschinen zu stellen. Wir befürchten,
dass in unserem Betrieb Leiharbeit zunehmend die
Stammbelegschaft verdrängt.«

Thomas Eggers-Friedrich, Tischlerei Abt, Frankfurt

»In unserem Elektrohandwerks-Betrieb werden seit
drei Jahren Leiharbeiter beschäftigt. Tendenz steigend.
Inzwischen machen Leiharbeitnehmer etwa 10 Prozent
der Beschäftigten aus. Das Problem ist die unter-
schiedliche Vergütung. Leiharbeiternehmer bekom-
men etwa 9 Euro, die Stammbelegschaft rund 13 Euro
die Stunde. Das sorgt für Unruhe. Als Betriebsrat wol-
len wir jetzt eine Quote von Leiharbeitskräften verein-
baren, die bei maximal 5 Prozent liegen sollte.«
Hans-Jürgen Eichmann, GBR-Vorsitzender, B+M Blumen-
becker GmbH, Beckum

»Seit einem Jahr setzt die Geschäftsleitung verstärkt
Leiharbeiter ein. Damit werden die Spitzen im Frühjahr
und Herbst abgefangen, wenn viele Kunden zum Rei-
fenwechsel kommen. Unsere Personaldecke bei der
Stammbelegschaft ist so ausgedünnt, dass wir das
nicht mehr selbst leisten können. Deshalb ist Leihar-
beit die Folge einer problematischen Personalpolitik.«
Holger Maurer, Betriebsrat, Auto Teile Unger, Halberstadt

Prekäre Beschäftigung wie Leiharbeit boomt in vielen
Branchen. Auch im Handwerk macht sich zunehmend
Leiharbeit breit und bedroht Dauerbeschäftigung.

Gibt es Leiharbeit in eurem Handwerk
und wie geht ihr damit um?

L e i h a r b e i t :  k e i n  S p r u n g b r e t t
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Quelle: Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung 2006, © Hans-Böckler-Stiftung 2006

Berufliche Situation von Leiharbeitern in Westdeutschland

Leiharbeit ändert für die meisten Beschäftigten nichts an ihrer beruf-
lichen Situation. Die IG Metall fordert deshalb auch im Handwerk
»feste und verlässliche Arbeit mit guter Bezahlung«.   

5_direkt_Seite_2_fin.qxp:direkt_2  13.03.2007  16:23 Uhr  Seite 2



direkt 5/2007

Betriebsräte und Vertrauensleute
sind oft die ersten, die wissen,
was bei Tarifverhandlungen her-
ausgekommen ist. Lange, bevor
die Informationen in den Medien
veröffentlicht werden. Der Grund:
die neuen Kommunikationskon-
zepte der IG Metall.
3SMS: Bei der vorletzten Metall-
Tarifrunde kam die IG Metall Küste
auf die Idee: Kontaktleute in den
Betrieben wurden während langer
Verhandlungen oder gleich da-
nach per SMS kurz, schnell und
exklusiv aus erster Hand über den
Ausgang informiert. Die Ansprech-
partner wurden von den Verwal-
tungsstellen genannt. Weil die
SMS-Aktion laut Pressesprecher
Daniel Friedrich »super ankam«,
gehört sie nun zum festen Be-
standteil der Kommunikation.

3

Auch in Nordrhein-Westfalen ist die
schnelle Info per SMS bereits
mehrfach erprobt worden: bei Ta-
rifrunden in der Stahl-, Holz- und
Metallindustrie sowie im Hand-
werk. Auslöser war der Gedanke:
Betriebe müssen schnell informiert
sein. Denn: Das Ergebnis hängt
von der Mobilisierung und Organi-
sationsstärke in den Betrieben ab. 

Inzwischen senden fast alle Be-
zirke SMS-Infos. Einige, wie der
Bezirk Niedersachsen, an die Tarif-
kommissionsmitglieder, andere,
wie beispielsweise die Küste, an
Tarifansprechpartner in den Be-
trieben. Berlin verschickt die SMS
an Tarifkommissionsmitglieder,
VK-Leiter sowie an Betriebsrats-
vorsitzende. NRW sendet sie an
Betriebsräte, Vertrauensleute und
Jugendvertreter. »Die, die noch
nicht im Verteiler sind, sollten sich
in ihrer Verwaltungsstelle mel-
den«, rät Pressesprecher Wolf-
gang Nettelstroth. In Baden-Würt-
temberg kann sich jedes Mitglied
über die Bezirks-Homepage für
den Service anmelden.
3Schnell-Infos: Daneben bieten ei-
nige Bezirke Infos per E-Mail, in de-
nen das Tarifgeschehen ausführli-
cher dargestellt und analysiert
wird. Sie werden an den gleichen
Personenkreis gesandt wie die
SMS. Die Infos werden auch ins In-
ternet gestellt, und sind so gestal-
tet, dass sie auch für den betriebli-
chen Aushang genutzt werden
können. »Mit dem Dreiklang aus
SMS, Tarif-Telegramm per E-Mail

3Extranet:
Das Extranet bietet
einen täglichen Info-
dienst. Dieser Dienst
der IG Metall weist
auf Neuigkeiten hin,
empfiehlt interes-
sante Presseartikel,
liefert eine Infogra-
fik, stellt neue
Rechtsentscheidun-
gen vor und enthält
außerdem einen
Servicetipp.

E x t r a n e t

Der Bundestag verabschiedete am
2. Februar die Gesundheitsreform.
Am 9. März stimmte er der Rente
mit 67 zu. »Die große Koalition hat
gegen die Bevölkerung entschie-
den«, sagt der Erste Vorsitzende
der IG Metall Jürgen Peters. 

Das Extranet, das Online-Netz für
Aktive der IG Metall, dokumentiert,
welche Abgeordneten den »Refor-
men« zugestimmt haben und wer

sie abgelehnt hat. So kann man
schnell nachlesen, wer aus welcher
Fraktion dafür und wer dagegen
war. Außerdem im Extranet: Reso-
lutionen, Bewertungen und Stel-
lungnahmen des IG Metall-Vor-
stands. Zu den Aktionen gegen die
Rente 67, die seit dem Herbst lau-
fen, gibt es Materialien und Fotos.

Und wie geht es weiter? Auch das
steht im Extranet.

Wer hat für die Rente mit 67 gestimmt?

Extranet: extranet.igmetall.de
Erstanmeldung: extranet.igmetall.de/erstanmeldung

Schnell in die Betriebe SMSen und mailen
T a r i f r u n d e

S t u d i e

und unseren Informationen im In-
ternet erreichen wir so gut wie je-
den Metaller«, sagt Bernd Kruppa,
Pressesprecher in Berlin.
3Weitere Infos: Daneben gibt es –
wie bisher – Flugblätter, Flyer,
Plakate und andere Materialien,

die per Extranet oder die Verwal-
tungsstellen zu bekommen sind.

Baden-Württemberg bietet den-
jenigen, denen schriftliche Bot-
schaften nicht genügen, zum 
1. Mal einen Podcast: Die Video-
clips gibt es im Internet. Rund eine
Minute kann man dort dann Tarif-
ereignisse sehen und hören. 

3WSI-Diskussions-
papier:
»Löhne, Tarifver-
handlungen und 
Tarifsystem in
Deutschland 
1995 - 2005«
Im Internet zum Her-
unterladen unter:
www.boeckler.de
3Veröffentlichungen
3WSI-Diskussions-
papiere

Nichts geboten
Bei der 1. Tarifrunde für die Metall- und
Elektroindustrie – am 12. März in Gel-
senkirchen für Nordrhein-Westfalen —
legten die Arbeitgeber erwartungs-
gemäß noch kein konkretes Angebot
vor. Dies haben sie erst für die 2. Runde
Ende März/Anfang April angekündigt.
Nach Redaktionsschluss von direkt wa-
ren und sind die 1. Verhandlungen in
Sachsen (13. März), Baden-Württem-
berg, Küste, Mittelgruppe, Osnabrück/
Emsland (14.), Bayern, Berlin/Branden-
burg, Thüringen (15.), Sachsen-Anhalt
(16.) und Niedersachsen (19.). 
Die 2. Runde beginnt voraussichtlich
am 29. März im Bezirk Küste.

Zufriedener
Tarifverträge und Betriebsräte wir-
ken sich für Arbeitnehmer und 
Arbeitgeber positiv aus. Das ergab
eine Untersuchung der Leipniz-
Universität Hannover. Im Mittel-
punkt stand die Frage, wann 
Arbeitnehmer freiwillig kündigen
Fazit: Bei Tarifbindung gibt es 7
Prozent weniger Kündigungen. Ist
ein Betriebsrat vorhanden, sind es
20 Prozent weniger. Besteht so-
wohl ein Betriebsrat als auch Tarif-
bindung, sinken die Kündigungen
sogar um mehr als 30 Prozent.

Aktionstag in Zwickau
Nichts zu bieten hatten die Arbeitgeber
bei der 1. Runde für die ostdeutsche
Textilindustrie. Nächster Termin: 16.
März. Die IG Metall fordert 5 Prozent
mehr Geld und Fortführung des Al ters -
teilzeitvertrags (läuft Ende 2007 aus).
Um die Beschäftigten (auch der Metall -
industrie) zu mobilisieren, gibt es am
17. März ein »Tarifpolitisches Event« auf
dem Hauptmarkt in Zwickau. 

3Material 
zur Tarifrunde:
Informationen, 
Analysen, 
Flyer, Logos, Plakate
zu: Metall- und Elek-
troindustrie,
Holz und Kunststoff,
Textil Ost
zum Bestellen und
Herunterladen 
unter www.extranet.
igmetall.de
(rechte Leiste: 
Tarifrunden 2007)

Holz geht an den Start
Anfang April startet die Tarifrunde in
der Holz- und Kunststoffindustrie. Am 
5. April wird in Bayern zum 1. Mal ver-
handelt. Weitere Termine, die bei Re-
daktionsschluss bereits feststanden:
18. April Baden-Württemberg, 23. April
Niedersachsen/Bremen. Die IG Metall
fordert 6,5 Prozent mehr Geld.
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R o m a n  Z i t z e l s b e r g e r
Erster Bevollmächtigter IG Metall Gaggenau

?direkt: Worauf sollte man bei der
Era-Einführung besonders achten?
3Zitzelsberger: Die Tätigkeiten
der Beschäftigten müssen sich in
den Beschreibungen wiederfinden.
Das ist die Grundlage für eine faire
Arbeitsbewertung. Abstrakte Auf-
gabenbeschreibungen, denen die
Arbeitgeber dann die Beschäftigten
zuordnen, führen häufig zu Ärger.
Die Wahrheit ist konkret.

Beim Leistungsentgelt gibt es
teilweise abenteuerliche Vorstel-
lungen der Unternehmensseite. Da
ist viel Kompetenz der Betriebsräte
und Gewerkschaftssekretäre gefor-
dert. Eine einzelne Arbeitsbewer-
tung ist eher wieder veränderbar
als ein schlecht gemachtes Leis -
tungsentgeltsystem.

?direkt: Welches sind die häufigs -
ten Konfliktquellen?
3Zitzelsberger: Dort wo die Unter-
nehmen im stillen Kämmerlein ihr
Era-Konzept ausbaldowern und
dann Betriebsrat und Beschäftigte
vor vollendete Tatsachen stellen, ist
Ärger vorprogrammiert. Da werden
teilweise Fantasiebewertungen vor-
genommen, die Arbeitsorganisati-
on über den Haufen geworfen, klas-
sische Facharbeit als Anlerntätig-
keit deklariert, Belastungen ver-
neint und so weiter. Und selbst
dort, wo noch bessere Absiche-
rungsmechanismen als im Tarifver-
trag vereinbart wurden, gibt es
Konflikte. Unseren Kolleginnen und
Kollegen geht es nicht nur ums
Geld, sondern auch um faire Be-
handlung und Wertschätzung.

?direkt: Ganz generell: Wann läuft
Era gut, wann schlecht?
3Zitzelsberger: Es gibt keine Ge-
nerallinie. Doch dort, wo beteili-
gungsorientiert vorgegangen wird,
läuft es besser. Era sollte keine
 »Fachidiotenveranstaltung« sein,
sondern Sache aller.

Den Unternehmen kann ich nur
raten, Betriebsrat und Beschäftigte
einzubeziehen. Alles andere rächt
sich schnell – selbst wenn die Era-
Einführung ganz im Sinne des Un-
ternehmens verläuft: Betriebliche
Entgeltpolitik endet nicht am Tag 1
nach der Einführung.

3 Im Gespräch

direkt  5/2007

Kaufmännische Fachangestellte
sind Gewerkschaften gegenüber
nicht feindlich eingestellt. Sie
machen aber selten den ersten
Schritt. Viele erwarten eher, von
der Gewerkschaft angesprochen
zu werden. Zu diesem Ergebnis
kommt eine Studie der IG Metall,
die auf der Angestelltenkonferenz
Ende April in Sprockhövel disku-
tiert werden soll.

Die Gewerkschaft hatte kauf-
männische Fachangestellte be-
fragt, was sie von ihrer Arbeit,
ihrem Privatleben und von Ge-
werkschaften erwarten. An der
Studie nahmen Mitglieder und
Nicht-Mitglieder teil. Dabei zeigte
sich, dass Fachangestellte sich

von ihren Betriebsräten und der
Gewerkschaft oft nicht angespro-
chen fühlen. Angestellte empfin-
den die Sprache eher als Arbeiter-
jargon. Viele beklagen, dass sie
nicht wissen, was die Gewerk-
schaften tun. Sie erwarten von ih-
nen vor allen Dingen, dass sie das
Elend nicht bejammern, sondern
etwas verändern.

Betriebsräte müssten diese Kol-
leginnen und Kollegen gezielt an-
sprechen sowie über die Aufgaben
und Möglichkeiten des Betriebs-
rats aufklären. Von Vorurteilen
mancher Angestellten sollten sie
sich nicht abschrecken lassen. Im
Gespräch lösten sich die Vorurtei-
le meist schnell in Luft auf.

Hier gibt es alle Era-Vereinbarun-
gen, allgemeingültige Broschüren
und Bücher, spezifische Materiali-
en aus den Bezirken, sowie Erfah-
rungsberichte. Dort werden auch
Seminare angeboten. Weitere Se-
minare gibt es über die zuständige
IG Metall-Verwaltungsstelle oder
die Bildungsstätten der IG Metall.

Zudem bieten viele Bezirke Pro-
gnose-Software an, mit der man
die betriebliche Eingruppierungs-
struktur analysieren und Strategi-
en planen kann. Konkrete kompe-
tente Hilfe und Betreuung gibt es
bei der zuständigen IG Metall-Ver-
waltungsstelle.

Früh aktiv werden
Generell gilt: Früh aktiv werden
und nicht warten, bis der Arbeitge-
ber Tatsachen schafft. Zunächst
sollten Betriebsräte sich einen
Überblick über die aktuelle Ein-
gruppierung im Betrieb verschaf-
fen. Hierzu gibt es Arbeitshilfen der
IG Metal. So können Probleme
frühzeitig erkannt, Ziele definiert
und Konfliktstrategien unter Betei-
ligung der Beschäftigten ent-
wickelt werden. Denn letztlich ist
Era keine rein tariftechnische Fra-
ge. Vielmehr geht es darum, vorbe-
reitet zu sein, die Beschäftigten
früh einzubeziehen und sich ge-
meinsam durchzusetzen.

Era, der Entgeltrahmentarifver-
trag, ist in diesem und im nächsten
Jahr Topthema in den meisten Be-
trieben der Metall- und Elektroin-
dustrie. Bislang ist Era bundesweit
in rund einem Zehntel der 
Unternehmen eingeführt. Bis zum
Jahr 2009 muss der Prozess abge-
schlossen sein. Zeit, sich fachlich
und politisch gut aufzustellen.
Denn viele Arbeitgeber wollen mit
Era Kosten senken.

Oft versuchen die Arbeitgeber zu
sparen, indem sie unvollständige
Aufgabenbeschreibungen erstel-
len. Das geschieht häufig ohne Be-
teiligung der betroffenen Beschäf-
tigten. Die zahlreichen positiven
Era-Beispiele zeigen, dass eine
frühzeitige aktive Zusammenar-
beit von Betriebsrat und Beschäf-
tigten zu vollständigeren Aufga-
benbeschreibungen führt. Die prä-
zise Erfassung der Aufgaben ist in
Form von Fragebögen und Einzel-
gesprächen möglich. Schließlich
kennen die Beschäftigten ihre ei-
gene Arbeit am besten.

Der Betriebsrat sollte sich früh
fachlich und strategisch vorberei-
ten. Hierzu bietet die IG Metall ei-
ne Vielzahl von Arbeitshilfen und
Seminaren an: 
3www.extranet.de 3Themen
3Tarifpolitik3Entgeltrahmen
tarifvertrag

Beschäftigte frühzeitig beteiligen

Oft fern aber nicht immer feindlich

Informationen und
weiteres Materialien

im Extranet: 
3extranet.igmetall.de

3Themen 
3Tarifpolitik 

3Entgeltrahmen-
tarifvertrag

Seminarangebote 
Ansprechpartner 

Era-Qualifizierungs-
projekt: 

doris.wege
@igmetall.de

manfred.scherbaum
@igmetall.de

Mehr zur Studie gibt
es beim IG Metall

Vorstand, Funktions-
bereich Mitglieder-

entwicklung.
Kontakt:

Soeren.Niemann-Fin
deisen@igmetall.de 

A n g e s t e l l t e n s t u d i e
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G e s e t z l i c h e  U n f a l l v e r s i c h e r u n g

Klammheimlich lässt das Bundes-
arbeitsministerium die gesetzli-
che Unfallversicherung reformie-
ren. Würden die vorgelegten »Eck-
punkte« umgesetzt, hätte das gra-
vierende Folgen für Unfallopfer
und Berufserkrankte. 
Angeblich soll die gesetzliche Un-
fallversicherung mit Hilfe der Re-
form »zielgenauer« werden. So
beschreibt die zuständige Bund-
Länder-Kommission (BLK) in ei-
nem Eckpunktepapier das ange-
strebte Ziel. In Wirklichkeit geht es
vor allem darum, Leistungen für
betroffene Beschäftigte zu redu-
zieren und Betrieben niedrigere
Beiträge an die Unfallversicherung
zu ermöglichen. 

So ist vorgesehen, Gesundheits-
schäden nur noch ab einer MdE
(Minderung der Erwerbstätigkeit)
von 30 Prozent zu entschädigen.
Bisher werden die Renten ab 20
Prozent MdE bezahlt. Würde die
30-Prozent-Regelung eingeführt,
würden über die Hälfte der anfal-
lenden Unfallrenten wegdefiniert,
darunter nahezu alle schweren
Hautkrankheiten. Gerade die ha-
ben in den vergangenen Jahren er-
heblich zugenommen. 

Nach dem Vorschlag der Bund-
Länder-Kommission sollen künftige

Gesundheitsschäden zudem grund -
sätzlich pauschal entschädigt wer-
den. Auf diese Weise würden er-
krankte oder verletzte Beschäftig-
te auf möglichen Folgeschäden sit-
zen bleiben. Heinz Fritzsche, Ab-
teilung Arbeits- und Gesundheits-
schutz bei der IG Metall: »Wer
dann nicht mehr kann, würde in
der Hartz IV-Mühle landen«.

Nur für Schwerverletzte ab 50
Prozent MdE sind Renten zwischen
175 und 924 Euro vorgesehen – bis
zur Altersrente, dann laufen sie
aus. Einbussen beim Entgelt sol-
len überdies erst ausgeglichen
werden, wenn die Differenz zum
vorherigen Entgelt über 10 Prozent
liegt.

Prävention als Alternative
Nach Berechnungen der IG Metall
würde der Vorschlag der Bund-
Länder-Kommission den Berufs -
genossenschaften jährlich über 
3 Milliarden Euro einsparen. Wolf-
gang Rhode, IG Metall-Vorstands-
mitglied: »Der Versicherungs-
schutz bei Verletzungen und Schä-
digungen soll schlechter werden,
damit die Arbeitgeber weniger
Beiträge an die Berufsgenossen-
schaften leisten müssen.« Deren
Beiträge sind in den vergangenen

Jahren ohnehin schon gesunken.
Mit besserer Prävention könnten
sie weiter sinken. Ohne die Leis -
tungen für Betroffene ein zu
schränken. »Präventionsanstren-
gungen zahlen sich auch in barer
Münze aus, weil weniger Fälle
auch weniger Rentenzahlungen
zur Folge haben«, betont Wolfgang
Rhode.

Geschenke für Betriebe – Druck für Berufskranke

3Die Beschäftigten im
Metall-Handwerk 
in Schleswig-Holstein
erhalten seit März 
3 Prozent mehr Geld.
Laufzeit : 15 Monate.
Damit ging der tarif-
lose Zustand nach
mehr als 3 Jahren zu
Ende. In einem neuen
Manteltarifvertrag
wurde eine weitere
Flexibilisierung der 
Arbeitszeit vereinbart. 

3Die IG Metall will in der Metall-
Tarifrunde ein höheres Ergebnis
als den Chemieabschluss errei-
chen. Das erklärte der Zweite Vor-
sitzende Berthold Huber. Die Me-
tall- und Elektroindustrie stehe
schließlich wirtschaftlich besser
da. Er sprach sich auch erneut ge-
gen eine konjunkturabhängige Ein-
malzahlung aus.

Für die Chemieindustrie wurde
eine tabellenwirksame Lohner-
höhung von 3,6 Prozent vereinbart.
Sie wird 14 Monate gezahlt. Außer-
dem eine Pauschale von 70 Euro
und 13 Monate lang eine Einmal-
zahlung von 0,7 Prozent. Gesamt-
metall-Präsident Martin Kanne-
giesser bezeichnete den Chemie-
abschluss für die eigene Branche,
die Metallindustrie, als zu hoch. 

3Eklat in der 3. Runde: Bei den 
Tarifverhandlungen im Kfz-Hand-
werk weigerten sich die Arbeitge-
ber in Nordrhein-Westfalen, weiter
zu verhandeln. Der Geschäftsfüh-
rer des Landesinnungsverbands,
Marcus Büttner, erklärte, 2007 sei
für die Innungsverbände bundes-
weit das Jahr des Ausstiegs aus
dem Flächentarifvertrag. Konkret:
Der Verband will auf einer außeror-
dentlichen Mitgliederversamm-
lung am 28. März klären, ob er
noch ein Verhandlungsmandat hat. 

»Wir können und werden das
nicht tatenlos hinnehmen«, kon-
terte Berthold Huber im Beirat der
IG Metall. Die IG Metall in NRW
plant nun am 19. bis 21. März Bran-
chenversammlungen in allen Ver-
waltungsstellen. Am 27. März ist

ein landesweiter dezentraler Akti-
onstag geplant – mit Protestkund-
gebungen vor den Geschäftsstel-
len der Innungen, Kreishandwer-
kerschaften und vor Kfz-Betrieben.

In Hamburg, Rheinland-Rhein-
hessen und Schleswig-Holstein
stellten sich die Arbeitgeber nicht
so stur. Hier gibt es Tarifergebnis-
se: In Hamburg erhalten die Kfz-
Handwerker ab März 2,5 Prozent
mehr Geld und die Auszubildenden
ab August eine um 2,5 Prozent
höhere Vergütung. Laufzeit: 12 Mo-
nate. Auch in den beiden anderen
Tarifgebieten wurde ein Plus von
2,5 Prozent vereinbart. Letztes Jahr
lagen die Abschlüsse etwa bei 
2 Prozent. Gemessen daran, sagte
Huber, »brauchen wir uns jetzt
nicht zu verstecken«.

Mehr als Chemie

K f z - T a r i f v e r h a n d l u n g e nT a r i f e r g e b n i s

5

Quelle: HVBG

Angaben in Prozent, 2005

R e n t e n  n a c h  M D E - G r u p p e n

MDE: unter 20 50 bis 10030 bis 39 40 bis 4920 bis 29

3,2

13,4

1,3
9,4

72,7

Werden die »Eckpunkte« umgesetzt, würden die Renten
zwischen 20 und 29 Prozent MdE künftig entfallen. Im Jahr
2005 waren das fast drei von vier Fällen. 

Arbeitgeber sind lieber Aussteiger 
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Das deutsche Steuerrecht knüpft
an den Wohnsitz an. Wer in
Deutschland wohnt, oder wessen
Unternehmen hier gemeldet ist,
muss seine Einkünfte in Deutsch-

land versteuern. Soweit die
Rechtslage. In der Praxis unter-
nehmen Privatpersonen und Un-
ternehmen allerlei Anstrengun-
gen, ihre Steuerschuld kleinzu-
rechnen und möglichst wenig an
den Staat abzugeben. Dazu ver-
schieben sie Einkünfte in Länder
mit niedrigen Steuersätzen.

Das Geld kann sowohl auf lega-
len als auch auf illegalen Wegen
ins Ausland fließen. Wenn etwa
Vermögen im Ausland angelegt
und Zinsen dem hiesigen Finanz-
amt verschwiegen werden, ist das
ein Fall für die Steuerfahndung.

Unternehmen nutzen aber vor al-
len Dingen legale Steuerschlupflö-
cher. Durch eine kreative Gestal-
tung der Verrechnungspreise ver-
schieben sie Kosten auf Standorte
mit hohen Steuersätzen, Gewinne
werden dagegen in Standorten mit

niedrigen Steuersätzen verbucht.
In der Praxis werden dazu zum Bei-
spiel Teile bei einem Tochterunter-
nehmen in einem Niedrigsteuer-
land zu überhöhten Preisen einge-
kauft. Die hohen Einkaufspreise
drücken die Gewinne im Hochsteu-
erland, und entsprechend sinkt
die Steuerlast.

Unternehmen können ihre Steu-
erlast auch durch interne Finanzie-
rung mindern. Dazu nimmt ein 
Unternehmen bei einer Tochterfir-
ma im steuergünstigen Ausland
einen Kredit auf. Die Zinszahlung
senkt den Gewinn am Standort mit
hohen Steuersätzen. Das Tochter-
unternehmen verbucht die Zinsen,
erhöht damit seinen Gewinn und
versteuert ihn zu deutlich niedri-
geren Sätzen.

Die Bundesregierung will mit 
ihrer Reform der Unternehmens-
steuer den Anreiz schmälern, Geld
ins Ausland zu verschieben, und
somit die Bemessungsgrundlage
verbreitern. Mit niedrigeren Steu-
ersätzen, hofft die Koalition, lohnt
sich eine solche Verrechnungs-
akrobatik nicht mehr. Deshalb sol-
len die Steuersätze für Unterneh-
men von etwa 39 Prozent auf
knapp unter 30 Prozent sinken.

Die Reform des deut-
schen Steuersystems

bleibt auf der politi-
schen Tagesordnung.

Das Institut für 
Makroökonomie und
Konjunkturforschung
(IMK) hat dazu einen

Sammelband heraus-
gegeben. Die Autoren

befassen sich unter
anderem mit der 

Unternehmenssteuer-
reform und ihren 

Folgen.
Achim Truger (Hrg.):

»Die Zukunft des
deutschen Steuer-

systems.« 
Motropolis-Verlag,

2007, 24,80 Euro

Was ist eigentlich ...

... Steuerflucht

Die IG Metall warnt vor einer sol-
chen Logik. Sie fürchtet, dass die
Bundesregierung hier lediglich ein
Hase-und-Igel-Spiel betreibt.

Denn 30 Prozent sind nicht das
Ende der Steuerfahnenstange. Es
gibt immer noch Länder mit niedri-
geren Steuersätzen. Auch könnten
andere Staaten ihre Steuersätze
ebenfalls senken. Damit hätte die
Reform nur einen Effekt: Sie würde
den Wettlauf um die niedrigsten
Steuersätze beschleunigen.

Dafür würde die Bundesregie-
rung nach Ansicht der IG Metall ei-
nen sehr hohen Preis zahlen. Nach
den Berechnungen der Großen Ko-
alition soll die Reform allein im
ersten Jahr 8 Milliarden Euro kos-
ten. Doch Schätzungen gehen da-
von aus, dass sie deutlich teurer
werden wird.

Steuerflucht lässt sich nach 
Ansicht der IG Metall nur auf euro-
päischer Ebene stoppen. Die euro-
päischen Staaten müssten dazu
eine einheitliche Bemessungs-
grundlage schaffen, die festlegt,
auf welche Einkünfte Steuern ge-
zahlt werden. Außerdem sollten
sich die Mitgliedsstaaten auf ei-
nen Mindeststeuersatz für Unter-
nehmen in Europa einigen.

direkt 5/20076

A u s b i l d u n g

Neuer Pakt

G l o b a l i s i e r u n g P e n d l e r pa usch a l e

»Nein zu G8« Nicht zulässig
Anlässlich des anstehenden G8-
Gipfels in Heiligendamm protes-
tieren Gewerkschafter in einem
Aufruf (»Nein zu G8 – Gewerk-
schaften auf die globale Bühne«)
gegen den globalen Kapitalismus.
Die Weltwirtschaftsgipfel stabili-
sierten die neoliberale Weltwirt-
schaftsordnung, kritisieren die
Gewerkschafter. Entgegen seiner
Verheißungen treibe »der globale
Kapitalismus die Menschheit in ei-
ne Existenzkrise«. Dabei würden
Beschäftigte in einen Dumping-
wettbewerb um Arbeitsplätze und
Löhne gehetzt. Die Gewerkschaf-
ter fordern daher Kernarbeitsnor-
men und eine gesetzliche Höchst-
arbeitszeit – angesichts 200 Mil-
lionen Arbeitsloser weltweit »das
entscheidende Mittel«. Gewerk-
schafter aus zahlreichen Ländern
haben den Aufruf unterschrieben.

Der DGB sieht sich in dem Urteil
über die gekürzte Pendlerpau-
schale des Finanzgerichts Nieder-
sachsen bestätigt. Claus Matecki,
Mitglied des DGB-Bundesvor-
stands: »Die Kürzung der Pendler-
pauschale ist verfassungswidrig,
belastet die Arbeitnehmer unzuläs-
sig und gehört abgeschafft. Mit
Spannung erwarten wir nun das
Urteil des Bundesverfassungsge-
richts.« Währenddessen sollten
Beschäftigte mit Einsprüchen bei
ihrem Finanzamt den Druck auf die
Politik weiter erhöhen. Dazu hat
der DGB Musterbriefe erarbeitet,
mit denen zunächst ein Antrag auf
Lohnsteuer-Ermäßigung gestellt,
im zweiten Schritt aber auch ein
Einspruch gegen die Ablehnung
des Lohnsteuerermäßigungsantra-
ges 2007 eingelegt werden kann. 
Musterbriefe unter: www.dgb.de 

Zum Kongress 
»Gute Arbeit – Eine
bessere Arbeitswelt

ist machbar«
am 6. und 7. Dezem-

ber 2006 in Berlin
gibt es im Extranet 
einen Zwischenbe-

richt des Projekts
»Gute Arbeit« sowie

alle Materialien, 
Beiträge, Reden und

Diskussionser-
gebnisse, die im Ple-

num und in den Foren
präsentiert wurden.
3extranet.igmetall.de
3Themen 3Arbeit
3Projekt Gute Arbeit

3Kongress

Der Ausbildungspakt zwischen
Bundesregierung und Arbeitge-
bern wird um weitere 3 Jahre ver-
längert. Die Gewerkschaften hal-
ten nichts davon. Denn der neue
Pakt werde die Hoffnung auf neue
Lehrstellen ebensowenig erfüllen
wie sein Vorgänger. Koalition und
Wirtschaft hingegen feiern, dass
2007 knapp 68 000 zusätzliche
Lehrstellen geschaffen wurden.
Aber Gewerkschaften, das Bun-
desinstitut für Berufsbildung und
die Bundesagentur für Arbeit rech-
nen genauer: Sie stellen den neu
geschaffenen Ausbildungsplätzen
die weggefallenen gegenüber –
danach fehlen rund 150 000. Tat-
sächlich werden die verlorenenge-
gangenen Stellen nur ersetzt –
und kein einziger Platz neu ge-
schaffen. Die Bewerberzahlen
steigen kontinuierlich an.
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B e t r i e b s ü b e r g a n g

Auch Azubis können
widersprechen

Arbeitnehmer und Auszubildende
können dem Übergang ihrer Ar-
beitsverhältnisse innerhalb eines
Monats, nachdem sie über den Be-
triebsübergang informiert worden
sind, schriftlich widersprechen 
(§ 613 a Abs. 6 BGB). Der Wider-
spruch ist auch noch nach dem
Übergang möglich. Die Arbeits-
oder Ausbildungsverhältnisse mit
dem alten Arbeitgeber bestehen
dann unverändert weiter. Hat der
Arbeitgeber die Beschäftigten
nicht umfassend über den Über-
gang unterrichtet, beginnt die Wi-
derspruchsfrist nicht zu laufen und
den Betroffenen stehen gegebe-
nenfalls Annahmeverzugs- und
Schadensersatzansprüche zu. 
BAG vom 13. Juli 2006 – 8 AZR 382/05

S e m i n a r e

Pauschbetrag kann
abgezogen werden
Die vom Arbeitgeber zu tragenden
Verpflegungskosten bei der Teil-
nahme eines Betriebsratsmit-
glieds an einem Seminar können
um Pauschbeträge reduziert wer-
den, wenn im Betrieb keine Reise-
kostenregelung besteht.
LAG Nürnberg vom 26. Juli 2004 –9(7)
TaBV 51/02

B e t r i e b s r a t

Einheitliche Leitung im
gemeinsamen Betrieb
Bestreitet ein Arbeitgeber, dass
ein Gesamtbetriebsrat zuständig
ist, kann dieser eine Entscheidung
des Arbeitsgerichts beantragen 
(§ 18 Abs. 2 BetrVG). Ein Gemein-
schaftsbetrieb setzt den Einsatz
der Arbeitnehmer und Betriebs-
mittel mehrerer Unternehmen
durch eine einheitliche Leitung auf
Basis einer wenigstens still-
schweigend getroffenen Vereinba-
rung voraus. Dies ist nicht erfüllt,
wenn nur ein Unternehmen den
Personaleinsatz und die Nutzung
der Betriebsmittel steuert.
BAG vom 22. Juni 2005 – 7 ABR 57/04

S t e l l e n b e s e t z u n g

Schwerbehinderter geht
vor Leiharbeiter

Stellt ein Arbeitgeber einen nicht
schwerbehinderten Arbeitnehmer
ein, ohne vorher geprüft zu haben,
ob die freie Stelle mit einem
Schwerbehinderten besetzt wer-
den kann (§ 81 Abs. 1 Satz 1 SGB
IX), ist das ein Gesetzesverstoß.
Eine solche Prüfung muss in jedem
Fall erfolgen, in dem ein freier Ar-
beitsplatz besetzt werden soll. Da-
bei spielt es keine Rolle, ob die
Stelle mit einem fest eingestellten
Arbeitnehmer oder einem Leihar-
beitnehmer besetzt werden soll.
Auch bei Leiharbeitnehmern muss
er also prüfen, ob die Arbeit auch
von einem schwerbehinderten Be-
schäftigten gemacht werden kann.
ArbG Frankfurt/Main vom 1. März 2006 –
22 BV 856/05

E n t g e l t

Gleiches Geld
im Mutterschutz
Frauen im Mutterschutz steht ein
Anspruch auf das ein ergebnisbe-
zogenes Jahresentgelt zu, das sie
erzielt hätten, wenn sie während
der Schutzfristen ihr regelmäßiges
Monatsentgelt weiter erhalten
hätten. Abweichende Vereinba-
rungen – auch in Kollektiv -
verträgen – sind nach § 612 Absatz
3 Satz 2 BGB unwirksam.
BAG vom 2. August 2006 – 10 AZR
425/05

S o z i a l p l a n

»Turboprämie«
neben Abfindung
Es sind grundsätzlich kollektive
Regelungen außerhalb von Sozial-
plänen zulässig, in denen für den
Arbeitsplatzverlust Abfindungen
versprochen werden, die bei Kün-
digungsschutzklagen entfallen. Ei-
ne Kündigungsschutzklage führt
aber nur dann zum Erlöschen des
Anspruchs auf die »Turboprämie«,
wenn für den Arbeitnehmer er-
kennbar war, dass er die Wahl zwi-
schen Abfindung und Klage hatte.
BAG vom 3. Mai 2006 – 4 AZR 189/05

E n t g e l t

Ziel nicht erreicht –
trotzdem Tantieme

Ein Arbeitsvertrag kann vorsehen,
dass der Arbeitgeber eine Tanti-
eme zahlen muss, wenn be-stimm-
te von ihm vorgegebene Ziele er-
reicht worden sind. Unterlässt der
Arbeitgeber es dann pflichtwidrig,
Ziele vorzugeben, vereitelt er da-
mit, dass der Arbeitnehmer die Zie-
le erreichen kann. Darum muss er
den Anspruch des Arbeitnehmers
auf die volle ver-traglich geregelte
Tantieme erfüllen.
LAG Düsseldorf vom 28. Juli 2006 – 17 Sa
465/06

K ü n d i g u n g

Freistellung und Arbeit
in der Kündigungsfrist
Der Arbeitgeber kann einen Arbeit-
nehmer nach einer Kündigung für
die Dauer der Kündigungsfrist von
der Arbeit freistellen und dessen
Urlaubsansprüche dabei anrech-
nen. In diesem Fall kann der Arbeit-
nehmer die konkrete Lage des Ur-
laubs selbst bestimmen. Außer-
halb des Urlaubs muss der Arbeit-
geber ihm aber das vereinbarte
Entgelt zahlen. Hat er den Arbeit-
nehmer bei der Freistellung gebe-
ten, ihm die Höhe eines etwaigen
anderweitigen Verdienstes mitzu-
teilen, ist das in aller Regel auch als
Verzicht auf ein vereinbartes Wett-
bewerbsverbot zu werten. 
BAG vom 6. September 2006 – 5 AZR
703/05

S c h i c h t p l ä n e

Betriebsrat muss
Änderung zustimmen
Ohne Zustimmung des Betriebs-
rats kann ein Schichtplan nicht
einfach durch das Direktionsrecht
des Arbeitgebers verändert wer-
den. Dem Arbeitnehmer steht für
den Fall, dass er mit der Verände-
rung zu seinen Ungunsten nicht
einverstanden ist, Anspruch auf
Vergütung der ausfallenden
Schichtstunden zu.
LAG Niedersachsen vom 29. April 2005 –
16 Sa 1330/04

3 Buchtipp:
Karl-Hermann Böker:
»Flexible Arbeitszeit –
Langzeitkonten«,
Analyse und Hand-
lungsempfehlungen,
mit CD-ROM.
Der Informatiker und
Arbeitszeitberater
Böker hat 59 Betriebs-
vereinbarungen aus-
gewertet. Der Band
zeigt die vorherr-
schenden Regelungs-
trends und nennt kon-
krete Gestaltungshin-
weise. 
Bund-Verlag, 
9,90 Euro.
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O n l i n e s p i e l

»www.igmetall .de/
tarifcards« lautet der
Link zum Online-Spiel
zur diesjährigen Tarif-
runde im IG Metall-Mit-
gliederbereich. Freun-
de, Kollegen und Be-
kannte sind eingela-
den, im »tarifNETZ« mit-
zumachen und Mitglied
der IG Metall zu werden.
Die Spielerinnen und
Spieler müssen hierfür
die so genannten »tarif-
CARDS« verschicken. Je
mehr Leute die Karte ei-
nes Absenders weiter-
leiten, um so größer
wird das »tarifNETZ«.

Die Spieler können
verfolgen, wie deren
Netz wächst und wie
viele Menschen sie be-
wegt haben, mitzuma-
chen. Für die 5 besten
Mobilisierer gibt es tol-
le Preise wie: ein Hotel-
gutschein für 4 Nächte
auf der Nordseeinsel
Burg Fehmarn oder ein
iPod. 

»Ich streite gar nicht ab, dass viele Unternehmen jetzt schöne Ge-
haltssteigerungen zahlen könnten.«
Jan Stefan Roell, Südwestmetall-Vorsitzender, zur Lohnforderung der IG Metall

»Wir lehnen gesetzliche Mindestlöhne in jeder Form ab. Das ist für
uns sozialistischer Unsinn.«
Markus Söder, CSU-Generalsekretär

3Gehälter in der IT-Branche: Die
IG Metall legt die neueste Analysen
der Entgelte aus 16 »Jobfamilien«
vor (neu in diesem Jahr: Daten
aus Projekt und Service Manage-
ment). Die Gehälter haben sich –
vor allem für Spezialisten und
Führungskräfte – positiv ent-
wickelt, weisen aber im Einzelnen
große Unterschiede auf. Für die
Untersuchung wurden 26 251 Da-
ten aus 52 Betrieben ausgewertet.
Die Broschüre ist für IG Metall-Mit-
glieder über die Verwaltungsstel-
len zu günstigen Konditionen zu
beziehen. Im Fachbuchhandel:
12,90 Euro (ISBN 978-3-7663- 3785
-6). Im Extranet: extranet.igme
tall.de 3 Branchen3 ITK-Industrie

3Vertrauensleute der IG Metall
können sich regelmäßig und kom-
petent informieren mit dem On-
line-Newsletter »Nah dran und
kompetent«. Er wird vom Ressort
Vertrauensleute beim Vorstand der
IG Metall herausgegeben. Prak-
tisch: Mit dem Newsletter ist die
Zielgruppe der Vertrauensleute
punktgenau zu erreichen. Gerade
in der Tarifrunde gibt es viele Hin-
tergrundinformationen. Nützliche
Links sind obendrein zu finden. 
Kostenloses Abonnement über: 
vertrauensleute@igmetall.de oder
unter: www.extranet.igmetall.de
3 Aktive 3 Vertrauensleute 
3 Newsletter

3Mitbestimmungsordner: Arbeit-
nehmervertreter in Aufsichtsräten
finden jetzt den kompletten Mitbe-
stimmungsordner im Extranet. Das
Info-Angebot wird regelmäßig 
aktualisiert. Highlights sind: das
Seminarprogramm 2007 der Mit-
bestimmungsakademie sowie das
Lexikon: www.extranet.igmetall.de
3 Aktive 3 Aufsichtsrat 3 Mitbe-
stimmungsordner

M a t e r i a l
3Die IG Metall stellt auch zum 
21. ordentlichen Gewerkschafts-
tag »Themen und Thesen« zu den
Entschließungen zur Diskussion.
Sie haben orientierenden Charak-
ter und sollen ermöglichen, dass
sich im Vorfeld des Kongresses
möglichst viele Gewerkschafter
frühzeitig mit den Themen des Ge-
werkschaftstages auseinanderset-
zen, austauschen und beraten
können. Download: www.extranet.
igmetall.de 3 Konferenzen 2007 
3Gewerkschaftstag 2007

3Das Bundesministerium für Bil-
dung und Forschung fördert Pro-
jekte zu »Innovationsstrategien
jenseits traditionellen Manage-
ments«. Ziel ist es, Konzepte und

Instrumente zu entwickeln, die zur
Stärkung der Innovationsfähigkeit
beitragen. Auch Betriebsräte kön-
nen sich – etwa in Kooperation mit
Wissenschaftlern – für die Finan-
zierung solcher Projekte bewer-
ben. Frist: 20. April. Mehr Infos un-
ter: www.bmbf.de 3Forschungs-
förderung 3Förderungsbekannt-
machungen

M a t e r i a l

3»Recht auf Arbeit – Recht auf
Faulheit« lautet der Titel des Bil-
der-Lesebuchs, das sich mit einem
grundlegenden Aspekt des Da-
seins beschäftigt: der Arbeit. Aus-
wirkungen auf das Handeln hat die
Einstellung, ob man Arbeitslosig-
keit für ein natürliches Phänomen
hält oder für ein gesellschaftlich
bedingtes und somit veränderba-
res Phänomen hält. Dem Sozial-
staatsgedanken liegt die Hoffnung
zugrunde, das Problem der Ar-
beitslosigkeit zu mildern oder zu-
mindest ihre Auswirkungen. Das
Recht auf existenzsichernde, sozi-
alversicherungspflichtige Arbeit
für alle – auch für diejenigen, de-
nen davon zu wenig oder nichts zur
Verfügung steht.
Udo Achten/Petra Gerstenkorn/

Holger Menze: »Recht auf Arbeit –

Recht auf Faulheit«. ver.di b+b,

Düsseldorf, 392 Seiten, 39,80 Euro.

Online-Bestellung unter: 

www.verdi-bub.de oder per E-Mail

an: verlag@verdi-bub.de
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